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Geseta: ZPO § 519
Rechtssatz: Die Einreichung einer von dem Prozessbevoll- * 

mächtigten des Berufungsklägers handschrift­
lich vollzogenen beglaubigten Abschrift der 
Berufungsbegründung ersetzt die Urschrift 
auch dann, wenn die dem Gericht eingereichte 
beglaubigte Abschrift entsprechend dem Villen 
des Prozessbevollmächtigten später als Beleg- \ 
exemplar für seine Handakten wieder an ihn 
zurückgegeben worden ist,

Aktenzeichen: YI ZB 21/55
Beschluss des BGH~vom 5«März 1954 OüG Heustadt (Veinstr
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B e s c h l u s s

In Sachen

Zigarettenfabriken GmbH

gesetzlich vertreten durch ihre Geschäftsführer

2) des Georg S ; 0! trasse Wt,
Beklagten, Berufungskläger und Beschwerdeführer, 

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt ■ B H M H V

- Prozessbevollmächtigter II. Instanz: Rechtsanwalt

Kläger, Berufungsbeklagten und Beschwerdegegner,
- Prozessbevollmächtigter II. Instanz: Rechtsanwalt ( H

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
Sitzung vom 5. Marz 1954 unter Mitwirkung des Senatsprä­
sidenten Prof. Br. Meiß sowie der Bundesrichter Br. Gel­
haar, Br. Meyer, Hanebeck und Br. Bode 
beschlossen:

Streithelfer: Band Rheinland-Pfalz, vertreten durch den
Regierungspräsidenten in N

g e g e n .

Gustav S c h I, J ( >str. ff.

Auf die sofortige Beschwerde der Beklagten 
wird der Beschluss des 1. Zivilsenats des Ober-
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landesgerichts in Neustadt/Weinstrasse vom 
16. November 1953 aufgehoben.
Das Berufungsgericht wird angewiesen, von den in 
diesem Beschluss gegen die Zulässigkeit der Be­
rufung der Beklagten gegen das Urteil der 2. 
Zivilkammer des Landgerichts in Zweibrücken vom 
24. April 1953 geäusserten Bedenken Abstand zu 
nehmen. __
Die Entscheidung über die Kosten der sofortigen 
Beschwerde bleibt dem Berufungsgericht überlassen.

G r ü n d e  ;

In der vorliegenden Sache lief die Erist für die Be­
gründung der von den Beklagten eingelegten Berufung am 
26. Oktober 1953 ab. Der Prozessbevollmächtigte der Be­
klagten war durch besondere Umstände verhindert, die 
Berufungsbegründung so rechtzeitig fertigzustellen, dass 
sie an diesem Tage noch während der Geschäftsstunden beim 
Oberlandesgericht eingereicht werden konnte. Auf die Bit­
te des Prozessbevollmächtigten der Beklagten erklärte sich 
der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des Oberlande&&&Tlyyt. 
richts bereit, die Berufungsbegründung nach Dienst- " v; 
Schluss in seiner Wohnung entgegenzunehmen. Der Prozess­
bevollmächtigte der Beklagten übergab gegen 23 Uhr vier 
Stücke der inzwischen fertiggestellten Berufungsbegrün- 
dung dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle in seiner 
Wohnung. Hiervon war ein Stück als Urschrift für die Ge­
richtsakten bestimmt, zwei Stücke sollten an den Prozess­
bevollmächtigten des Klägers weitergeleitet werden, wäh­
rend das vierte Stück als Belegexemplar für die Handakten

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


des Prozessbevollmächtigten der Beklagten nach Beifügung 
des Eingangsstempels an diesen wieder ausgehändigt werden 
sollte. Demgemäss hat der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
des Berufungsgerichts dieses vierte Stück am 27, Oktober 
1953 gegen 8 Uhr morgens in das Fach des Prozessbevoll­
mächtigten der Beklagten gelegt. Noch am selben Tage 
stellte sich heraus, dass die Urschrift und die für den 
Prozessbevollmächtigten des Klägers bestimmten Stücke der 
Berufungsbegründung von dem Prozessbevollmächtigten der 
Beklagten nicht unterschrieben waren, Hierauf wurde der 
Prozessbevollmächtigte der Beklagten von dem Vorsitzenden 
des zuständigen Zivilsenats des Berufungsgerichts alsbald 
hingewiesen. Der Prozessbevollmächtigte der Beklagten hat 
darauf noch am selben Tage das zu seinen Handakten genom­
mene Belegexemplar wieder beim Oberlandesgericht einge­
reicht. Dieses Stück enthält einen Beglaubigungsvermerk 
mit seiner eigenhändigen Unterschrift. In seiner Eingabe 
vom 9* November 1953? die am selben Tage beim Oberlandes-' 
gericht eingegangen ist, hat der Prozessbevollmächtigte 
der Beklagten versichert, dass das Belegexemplar von ihm 
am 26. Oktober 1953 vor der Übergabe an den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle unterschrieben gewesen sei. Mit Rück­
sicht hierauf hat er die Ansicht vertreten, dass die Frist 
zur Berufungsbegründung gewahrt worden sei. Hilfsweise hat 
er um Wiedereinsetzung in den vorigen stand gegen die Ver­
säumung der Berufungsbegründungsfrist gebeten.

Das Berufungsgericht hat durch den angefochtenen 
Beschluss die Berufung der Beklagten als unzulässig ver- 
worfen und den Antrag der Beklagten auf Wiedereinsetzung X 
in den vorigen Stand abgelehnt-
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Die gegen diesen Beschluss von den Beklagten einge­
legte Beschwerde ist zulässig und begründet.

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist die 
Berufungsbegründungsfrist von den Beklagten nicht versäumt 
worden. Nach der auch von dem Berufungsgericht erwähnten 
neueren Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 119, 62 
^537; JW 1934, 420 Nr 16; JW 1938, 2237 Nr 48), der der 
beschliessende Senat- beitritt, ersetzt die beglaubigte—  
Abschrift einer Berufungsbegründungsschrift die Urschrift, 
wenn der Beglaubigungsvermerk von dem Prozessbevollmäch­
tigten des zweiten Rechtszuges handschriftlich vollzogen 
ist. Das Berufungsgericht folgt in der angefochtenen 
Entscheidung zwar ebenfalls dieser Rechtsprechung, es ist 
jedoch der Ansicht, der Mangel der Unterschrift auf der 
Urschrift werde nur dann wirksam behoben, wenn das mit dem 
Beglaubigungsvermerk versehene und unterschriebene Schrift­
stück mit der Urschrift beim Gericht tatsächlich weinge- 
reicht” worden sei, somit dieses Schriftstück zu den 
Gerichtsakten, wenn auch nur vorübergehend gelangt sei, 
wie es bei der Einreichung der fü£ den Prozessgegner be­
stimmten Abschriften der Pall sei. Nur dann wäre nämlich 
das Gericht wirklich in die Lage versetzt, festzustellen, 
ob das Schriftstück auch handschriftlich von dem Prozess- 
bevollmächtigten unterzeichnet worden sei. Hier habe der 
Prozessbevollmächtigte der Beklagten nur die Absicht ge­
habt, die Urschrift dep Berufungsbegründung mit den für den 
Gegner bestimmten zwei Abschriften bei dem Gericht einzu­
reichen. Der Urkundsbeamte sei auch nur bereit gewesen, 
diese für das Gericht bestimmten Schriftstücke in Empfang 
zu nehmen, nicht aber auch das von vornherein für die Hand­
akten des Prozessbevollmächtigten der Beklagten vorgese-
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hene Belegexemplar. Dieses Stück sei nicht Bestandteil 
der Gerichtsakten geworden, wenn es auch vorübergehend 
in den Händen des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
geblieben sei. Das Gericht habe somit in Wirklichkeit 
dieses angeblich unterschriftlich vollzogene, für die 
Handakten des Prozessbevollmächtigten der Beklagten 
bestimmte Schriftstück nicht erhalten. Es habe daher 
keine Möglichkeit gehabt, sich davon zu überzeugen, ob 
tatsächlich die Unterschrift unter dem Beglaubigungs­
vermerk handschriftlich vollzogen gewesen sei. Eine sol­
che Prüfung habe bei dem in Präge stehenden Exemplar 
nicht einmal von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
vorgenommen zu werden brauchen.

Diesen Erwägungen des Berufungsgerichts vermag der 
beschliessende Senat nicht beizutreten. In den angeführ­
ten Entscheidungen des Reichsgerichts ist lediglich darauf 
abgestellt worden, ob die beglaubigte Abschrift der Be­
gründungsschrift bei dem Berufungsgericht eingereicht 
worden ist. Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts 
kann aber hier kein Zweifel daran obwalten, dass auch 
das vierte Stück der Berufungsbegründung "eingereicht" 
worden ist, wenngleich es bestimmungsgemäss nicht zu den 
Gerichtsakten genommen sondern wieder an den Einreichenden 
zurückgegeben werden sollte. "Eingereicht" ist ein 
Schriftstück nämlich schon dann, wenn es amtlich in die 
Hände eines zur Entgegennahme wie zur Beurkundung des 
Zeitpunktes des Eingangs zuständigen Beamten oder Ange­
stellten der Geschäftsstelle gekommen ist (RGZ 145, 253 
72367)- Das war hier der Pall. Den Ausführungen des 
Berufungsgerichts, es komme darauf an, ob das einge­
reichte Schriftstück zu den Gerichtsakten gelangt und 
Bestandteil der Gerichtsakten geworden ist, kann nicht
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gefolgt werden. Die zur Zustellung an den Gegner bestimmten 
Abschriften der Berufungsbegründung werden ebenfalls nicht 
Bestandteil der Gerichtsakten, sie gelangen vielfach auch 
gar nicht zu den Gerichtsakten, sondern werden, ohne zu 
den Akten genommen zu werden, an den Prozessbevollmächtigten 
der Gegenpartei'weitergeleitet. Trotzdem hat die Recht- 
sprechung es bei Pehlen der Unterschrift in dem Gerichts­
exemplar als genügend angesehen, wenn der Beglaubigungsver­
merk unter einer der~für den Gegner bestimmten Abschriftenr 
der Berufungsbegründung unterschrieben war. Entgegen der 
Ansicht des Berufungsgerichts hat das Gericht auch dann, 
wenn die für den Gegner bestimmten Abschriften der Beru­
fungsbegründung unterschrieben sind, im Regelfälle keine 
Möglichkeit, sich davon zu überzeugen, ob die Unterschrift 
unter dem Beglaubigungsvermerk bei der. Eindeichung voll­
zogen gewesen ist, denn die für den Gegner bestimmten 
Abschriften sind alsbald nach der Einreichung von der 
Geschäftsstelle diesem zuzustellen (vgl Stein-Jonas- 
Schönke ZPO 17. Aufl § 519 a Anm II), ohne dass sie vor­
her dem Richter vorgelegt zu werden pflegen. Will also 
das Gericht diese Prüfung vornehmen, so bleibt ihm nur 
die Möglichkeit, die an den Gegner des Berufungsklägers 
zugestellten Abschriften von diesem wieder zurückzufor-

*dern. Bei dieser Sachlage ist aber kein innerer Grund 
ersichtlich, die Fälle, in denen der Beglaubigungsver­
merk unter den für den Gegner bestimmten Abschriften unter­
schriftlich vollzogen war, gegenüber denen unterschied­
lich zu behandeln, wo das eingereichte für die Hand- 
akten des Prozessbevollmächtigten des Berufungsklägers 
bestimmte Belegexemplar die Unterschrift des Prozess­
bevollmächtigten trug. Auch in diesem hier gegebenen Fall 
hat das Berufungsgericht die Möglichkeit, die Abschrift
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von dem Prozessbevollmächtigten wieder einzufordern, 
um festzustellen, ob das Schriftstück mit einer hand­
schriftlichen Unterschrift des Prozessbevollmächtigten 
vollzogen war- Bestehen Zweifel in der Richtung, ob die 
Unterschrift des Prozessbevollmächtigten bereits zur 
Zeit der ersten Einreichung vorhanden war und nicht ers$ 
nachträglich hinzugefügt worden ist, so hat nach allge^* 
meinen Grundsätzen die Partei, zu deren Gunsten dieser 
Umstand sich auswirkt, mithin der Berufungsklüger, den 
Beweis für diese Tatsache zu erbringen. In dieser Richtung 
können indes hier Zweifel nicht obwalten. Der Prozessbe­
vollmächtigte der Beklagten hat ausdrücklich unter ein­
gehender Darlegung aller Umstände versichert, dass er die 
in Präge stehende Unterschrift bereits vor Übergabe des 
Schriftstücks an den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
geleistet gehabt habe. Es besteht kein Anlass, dieser 
Angabe zu misstrauen. Bei diesem Sachverhalt erachtet 
der Senat als festgestellt, dass der Beglaubigungsvermerk 
unter dem am 26. Oktober 1955 dem Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle übergebenen Belegexemplar bereits zu dieser 
Zeit von dem Prozessbevollmächtigten der Beklagten hand­
schriftlich unterschrieben war. Damit steht fest, dass 
die Berufung in der gesetzlichen Form und Prist begrün­
det worden ist, so dass sich die Zulässigkeit der 
Berufung mit den von dem Berufungsgericht angeführten 
Gründen nicht verneinen lässt.

Q

Der angefochtene Beschluss war deshalb aufzuheben 
und das Berufungsgericht anzuweisen, von den in diesem 
Beschluss gegen die Zulässigkeit der Berufung geäusserten 
Bedenken abzusehen.

xii
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Die Entscheidung über die Kosten der Be­
schwerde ist zweckmässigerweise dem Berufungsge­
richt Vorbehalten worden.

Heiß Dr, Gfelhaar Dr.K.B.Meyer
Hanebeck Dr.Bode

• * , *■*


	IH

	i ;

	j 4




